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Nachdem der Rundgang durch das Max-Ernst-Museum beendet ist, eröffnet Bürgermeister 
Kreuzberg die  Sitzung und stellt die form- und fristgerechte Einladung sowie die 
Beschlussfähigkeit der Versammlung fest.  
  
A) Öffentlicher Teil 
 
Zur Tagesordnung: 
 
Bürgermeister Kreuzberg verweist auf die Tischvorlage Nr. 25/03 c „Dienstreiseanträge des 
Vorsitzenden des Ausländerbeirates und seines Stellvertreters“ und bittet um entsprechende 
Ergänzung der Tagesordnung. 
 
      --- 
 
Der Hauptausschuss stimmt der Erweiterung der Tagesordnung um die Vorlage 25/03 c zu. 
 
- einstimmig - 
 
1. Niederschrift vom 7.3.05  
 
Beigeordneter Brandt weist daraufhin, dass er entgegen der Angabe in der Anwesenheitsliste an 
der Sitzung nicht teilgenommen habe. 
 
  --- 
 
Unter Berücksichtigung der Anmerkung zur Anwesenheitsliste werden im Übrigen gegen die 
Fassung der Niederschrift vom 7.3.05 werden keine Einwände erhoben. 
 
2. Sachstand Max-Ernst-Museum   
    Berichte des Projektsteuerers, des Architekten und des Generalplaners  
 
Herr Rheinebeck berichtet über die Arbeiten am Museum. Er betont, dass es keine Probleme 
baulicher Art gebe und das Museum theoretisch zum vorgesehenen Termin hätte eröffnet werden 
können.  
 
Fraktionsvorsitzender vom Hagen (Grüne) dankt zunächst für die aufschlussreiche Führung 
durch das Gebäude. Zwar habe er einen umfangreichen Fragenkatalog vorbereitet; die Fragen 
seien teilweise jedoch bereits beantwortet. Er habe festgestellt, dass das Museum keine 
Feuchtigkeitsschäden aufweise und das Gebäude trocken sei. 
 
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD) dankt ebenfalls für die informative 
Führung, die jedoch früher hätte erfolgen müssen; man hätte sich dann viele Irritationen erspart. Im 
Folgenden bittet er um Beantwortung verschiedener Fragen, der Fragenkatalog ist als Anlage zur 
Niederschrift beigefügt. 
 
Bürgermeister Kreuzberg stellt fest, dass die Verschiebung des Eröffnungstermines nichts mit 
baulichen Mängel im Museum zu tun habe. Ob der Sonderausstellungsraum im Museum noch 
verputzt werde, sei noch nicht entschieden. Es handele sich um eine Geschmackssache.  
Bezüglich der Ölgemälde, die aus New York ausgeliehen werden sollen, berichtet er, dass Herr 
Spies eine Liste der Werke habe, die ausgeliehen werden und dass signalisiert worden sei, dass 
die Ausleihe im Bereich des Möglichen liege.  
Abschließend weist Bürgermeister Kreuzberg darauf hin, dass er die übrigen Fragen im 
nichtöffentlichen Teil der Sitzung beantworten werde.  
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Zur Frage, ob der Parkettboden teilweise neu verlegt worden sei, berichtet Herr Rheinebeck, dass 
der Parkettboden wohl zu schnell verlegt worden sei und sich während der Legezeit aufgrund von 
Luftfeuchtigkeit verschoben habe. Der Boden sei an mehreren Stellen ausgetauscht worden; 
Zusatzkosten seien nicht entstanden. Er weist nochmals darauf hin, dass es keine baulichen 
Gründe für die Verschiebung der Ausstellungseröffnung gegeben habe. Er bedauert, dass die sehr 
oberflächlich geäußerte Kritik eine solch große Auswirkung gehabt habe.  
Richtig sei auch, dass der Sonderausstellungsraum unter Wasser gestanden habe. Auch in 
anderen Räumen habe Wasser gestanden; dies sei zu diesem Zeitpunkt jedoch völlig normal 
gewesen, da noch keine Decke eingezogen gewesen sei.  
Nichts bekannt sei ihm hinsichtlich von Auswirkungen des umliegenden Sumpfgebietes. 
Richtig sei auch, dass am 18.3. im Museum noch gearbeitet worden sei, allerdings an den Vitrinen. 
Abschließend betont er, dass zwar keine horizontale Isolierung des Altgebäudes vorgenommen 
worden sei, dass man aber nach einer anderen Methode verfahren habe und nach  technischen 
Erkenntnissen alles Mögliche getan worden sei, um eine ausreichende Isolierung zu gewährleisten. 
 
Zu der Frage, welche Maßnahmen ergriffen worden seien vor der Zweckbestimmung des 
Gebäudes teilt Bürgermeister Kreuzberg mit, dass man das Mauerwerk durch einen Gutachter 
habe prüfen lassen. Zusätzlich habe man einen Holzgutachter und einen Schimmelpilzgutachter 
prüfen lassen.  
 
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender Dr. Petran (SPD) fragt, warum nachträglich noch ein 
Gutachten zur Feuchtigkeitsproblematik angefordert worden sei und warum dies nicht bekannt 
gegeben werde.  
 
Bürgermeister Kreuzberg führt aus, dass ein öffentlich bestellter Gutachter zwei feuchte Stellen 
im Gebäude und eine Stelle außen untersucht habe. Nach Ergreifung der entsprechenden 
Maßnahmen sei eine nochmalige Prüfung erfolgt mit einem positivem Ergebnis. Die Inhalte der 
Gutachten seien im Stiftungsrat zitiert worden. Er sei sehr verwundert, dass ständig weiter 
„nachgekartet“ würde, obwohl heute alle Fachleute Rede und Antwort stünden und man sich auch 
selbst von der Trockenheit des Gebäudes habe überzeugen können.  
 
Im Übrigen könne jedes Ratsmitglied Akteneinsicht nehmen; er frage sich, warum es 
Ratsmitglieder gebe, die dieses Recht nicht wahrnehmen würden. Es gebe absolut nichts zu 
verbergen; er wehre sich jedoch gegen die Forderung, das komplette Gutachten vorzulegen, da 
dies schon fast an Nötigung grenze. Die Vorwürfe seien nicht gerechtfertigt.  
 
Zur Frage der Verwirklichung der Barrierefreiheit im Max-Ernst-Museum erläutert Herr Oreyzi 
verschiedene Planungsvarianten für die Erleichterung des Zugangs für Rollstuhlfahrer. 
Problematisch sei der Niveauunterschied zwischen Alt- und Neubau.  
 
Bürgermeister Kreuzberg gibt zu diesem Thema abschließend zu bedenken, dass der 
ursprünglich geplante Treppenlift eine noch größere Barriere darstelle. Im Übrigen sei das Haus 
bereits heute barrierefrei. 
 
Fraktionsvorsitzender Klug (CDU) bestätigt zunächst, dass Herr vom Hagen (Grüne) das 
Ergebnis der heutigen Besichtigung zutreffend zusammengefasst habe. Dennoch wolle er noch 
einmal auf den Werdegang eingehen und nimmt Bezug auf die Pressemitteilung der Grünen. Diese 
habe den Eindruck erweckt, dass es noch mehr Schäden gebe. Seitdem habe es weitere 
verschiedene Presseberichte über eine angebliche Feuchtigkeit des Gebäudes gegeben. Heute 
müsse man nun deutlich feststellen, dass das, was man gesehen habe, mit den Informationen des 
Bürgermeisters übereinstimme. Man habe ein Haus gesehen, das seit Anfang April bereit sei, 
seine Funktion zu erfüllen. Die oberflächlichen und spekulativen Fragen, die letztendlich in einer 
wahren Kampagne ausgeartet seien, entbehrten jeglicher Grundlage und seien für dieses 
„Spitzenprodukt“ der Stadt Brühl sehr schädlich gewesen. Er appelliere daher noch einmal 
ausdrücklich an die Verantwortung, die man als Ratsmitglied trage. Er dankt abschließend dem 
Bürgermeister für die umfassende und sachgerechte Information. 
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Fraktionsvorsitzender Schmitz, H.  (bVb) zeigt sich erfreut darüber, dass endlich eine 
Besichtigung des Gebäudes ermöglicht worden sei und dass man habe Fragen stellen können. Er 
kritisiert, dass dies nicht 4 Wochen früher geschehen sei. Die Diskussionen, die einen großen 
Schaden angerichtet hätten, hätte man damit im Keim ersticken können. 
 
Fraktionsvorsitzender Mengel (SPD) kritisiert, dass der Eindruck entstehe, dass heute quasi eine 
Bauabnahme erfolgt sei. Als Laie fühle er sich außerstande, festzustellen, ob die vorhandenen 
Standards für ein Museum ausreichten. Auch sei nicht erkennbar gewesen, ob es noch 
Restschäden gebe. Er frage sich, warum das Gutachten nicht veröffentlicht werde, wenn es 
angeblich nichts zu verbergen gebe. Es handele sich um einen legitimen Anspruch der 
Öffentlichkeit, die schließlich 13 Millionen € bezahle und nicht erfahre, was los sei. Kein Mensch 
hätte über Probleme gesprochen, wenn das Gutachten direkt veröffentlicht worden sei. Die 
heutigen Aussagen seien im Übrigen nicht von einem Experten bestätigt worden; es liege somit 
kein Beweis für die Richtigkeit vor.  
 
Fraktionsvorsitzender vom Hagen (Grüne) nimmt Bezug auf die Pressemitteilung seiner Fraktion 
vom 8. April bezüglich der Kündigung der Museumsdirektorin Frau Dr. Mette. Er gibt zu bedenken, 
dass es Presseberichte über eine angebliche Feuchtigkeit im Museum bereits im Januar gegeben 
habe. Tatsache sei, dass es Ungereimtheiten gegeben habe und im Laufe der Entwicklung des 
Gesamtprojektes eine bessere Kommunikation erforderlich gewesen sei. Viele Fragen wären dann 
gar nicht erst aufgekommen. Wenn man als Laie Ausblühungen sehe, sei es nachvollziehbar, dass 
es zu Spekulationen und Gerüchten komme und hinterfragt werde. Heute nun – viel zu spät – 
seien endlich die Fragen vom Tisch. Man habe festgestellt, dass der  Zustand des Gebäudes einen 
Betrieb zulasse. Er gehe davon aus, dass die Leihgeber der Kunstwerke auch Gutachten und 
Zertifikate sehen wollten. 
 
Bürgermeister Kreuzberg führt aus, dass er keine Notwendigkeit für eine Begehung des 
Museums gesehen habe, da alle aufgeworfenen Fragen immer ausgiebig beantwortet worden 
seien. Die Aussage in der Pressemitteilung der Grünen „ich schäme mich ...“ habe suggeriert, dass 
es im Museum angeblich drunter und drüber gehe. Dies sei heute eindeutig widerlegt worden. Er 
hätte sich diesbezüglich eine deutlichere Klarstellung gewünscht. 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz, H.  (bVb) fragt, ob es richtig sei, dass das Außenplateau nicht 
rutschfest sei. 
 
Herr Rheinebeck erklärt, dass eine entsprechende Behandlung zur Erreichung der 
Rutschfestigkeit erfolgt sei. Lediglich die Streifen seien nicht rutschfest. Der Zustand entspreche 
jedoch ausdrücklich den Vorschriften. 
 
Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) zeigt sich verwundert über die Aussage von Herrn Mengel 
(SPD), der als Stiftungsratsmitglied verpflichtet sei, Schaden vom Museum fernzuhalten. Er stelle 
fest, dass niemand mehr Zweifel habe und nur Herr Mengel die Kampagne fortsetze. Dieses 
Vorgehen sei verwerflich und spreche für sich. 
Im Folgenden weist er darauf hin, dass das Glasdach nicht mit einer Regenrinne versehen sei und 
sich bereits Moosstreifen durch das ablaufende Wasser bildeten. 
 
Herr Rheinebeck stellt richtig, dass es sich um eine Gebäudekante und nicht um eine Regenkante 
handele. Dies sei bewusst so geplant und angelegt und eine andere Entwässerungsmöglichkeit sei 
nicht möglich. Eine Reinigung werde jedoch mehrmals im Jahr vorgenommen. 
 
Fraktionsvorsitzender Klug (CDU) stellt fest, dass Herr Mengel eine perfide Art der Formulierung 
habe, da er von einem „belastenden“ Gutachten spreche. Anscheinend beabsichtige er, dass 
etwas hängen bleibe. Maßgebend sei nicht, was während der Bauphase passiert sei; maßgebend 
sei der Zustand des Endproduktes. S. E. seien kleinere Probleme zu Schäden hochgeputscht 
worden. Er fragt, wo Herr Mengel heute noch Schäden feststelle. 
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Fraktionsvorsitzender Mengel (SPD) erklärt, dass er keine andere Aussage treffen könne, da 
ihm das Gutachten unbekannt sei. 
 
Fraktionsvorsitzender vom Hagen (Grüne) gibt die als Anlage beigefügte persönliche Erklärung 
ab.  
 
Der Projektsteuerer Herr Warner berichtet ausführlich über den Projektverlauf, den Projektstand 
und die Kostenentwicklung. Das Gebäude sei so gut wie fertiggestellt und es gebe nur noch 11 % 
an offenen Verträgen. Er erläutert im Folgenden die Kostensteigerung in Höhe von 8,4 %, die bei 
einem solchen Projekt als minimal zu bezeichnen sei.  
 
Bürgermeister Kreuzberg ergänzt, dass das noch laufende Sponsoring für das Museum die 
Bilanz deutlich verbessere, da die hier eingenommenen Gelder ca. ¼ der Mehrkosten abdeckten.  
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz, H.  (bVb) lobt den guten Projektsteuerer. Dank dessen Leistung 
und der schlechten Konjunktur habe man mit der vorliegenden absolut geringen Preissteigerung 
eine phantastische Leistung erzielen können. Er fragt, in welcher Höhe noch mit Unsicherheiten zu 
rechnen sei durch die noch offenen Verträge. 
 
Herr Warner erklärt nochmals, dass lediglich 4 Verträge noch nicht abgeschlossen seien. Zwar 
habe man keine Reserven mehr vorgesehen; dennoch seien in den angesetzten Beträgen 
Sicherheiten enthalten.  
 
Bürgermeister Kreuzberg dankt am Ende allen Beteiligten für die gute Zusammenarbeit. 
Insbesondere bedankt er sich bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der regelmäßigen und 
erfolgreichen Projektsitzungen. Es habe stets eine gute Atmosphäre und ein guter 
Informationsaustausch geherrscht, der das Haus weiter gebracht habe.  
 
3. Mitteilung über weitergeleitete Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NW 
 
3.1  Parksituation in der Poststraße – Parkscheiben-Regelung        
       hier: Schreiben von Frau Nina Offizier, Poststr. 16, 50321 Brühl 
       Vorlage-Nr. 247/88 c und 247/88 d 
 
Der Hauptausschuss nimmt zur Kenntnis, dass das Schreiben an den Verkehrsausschuss 
weitergeleitet wurde. 
 
4. Dringlichkeitsentscheidung 
    Einführung der Offenen Ganztagsschule an der GGS Brühl-Badorf 
    Bezug: Sch/SpA 5.4. und 18.4.05  
    Vorlage-Nr. 24/03 l und  24/03 o 
 
Der Vorsitzende des Schul- und Sportausschusses Breu (SPD) teilt mit, dass die Vorlage die 
einstimmige Empfehlung des Schul- und Sportausschusses enthalte.  
 
 --- 
 
Der Hauptausschuss fasst im Wege der Dringlichkeit folgenden Beschluss: 
 
An der GGS Brühl-Badorf  wird  die Offene Ganztagsschule spätestens zum Schuljahr 2007/2008 
eingerichtet. 
 
- einstimmig - 
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5. Satzungen 
 
5.1 Satzung zur Durchführung von Bürgerentscheiden   
      Vorlage-Nr. 15/05 
 
Beigeordneter Brandt bittet, im ersten Satz des 1. Absatzes der Erläuterungen wegen einer 
missverständlichen Formulierung den Satzteil nach dem Komma wie folgt zu ändern: „...wenn der 
Rat einem zulässigen Bürgerbegehren nicht entsprochen hat.“ 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz, H.  (bVb) gibt die als Anlage beigefügte Stellungnahme seiner 
Fraktion ab und beantragt, die Satzung dahingehend zu ändern, dass alle 
abstimmungsberechtigten Bürgerinnen und Bürger per Post oder sonstiger Zustellung die 
Abstimmungsunterlagen sowie ein Informationsblatt erhalten und an einem festgesetzten 
Wahlsonntag ihre Stimme zum Bürgerentscheid abgeben können. 
 
Beigeordneter Brandt stellt aufgrund einer Nachfrage des Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP)  
richtig, dass das Verfahren der Briefwahl wie bei der Kommunalwahl ablaufe und jeder abstimmen 
dürfe, der im Abstimmungsverzeichnis stehe. Es müsse nicht zuerst ein Antrag zur Aufnahme in 
das Verzeichnis gestellt werden . 
 
Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) hält das Ritual der Stimmabgabe im Wahllokal für äußerst 
wichtig. Bei der Briefwahl handele es sich nicht um ein Demokratieelement. Er spreche sich daher 
ebenfalls für die Ermöglichung einer Stimmabgabe im Wahllokal aus. Zur Verringerung der Kosten 
könne man notfalls die Zahl der Wahlbezirke verringern. 
 
Fraktionsvorsitzender Mengel (SPD) ist auch der Ansicht, dass man den Wahlgang ermöglichen 
müsse;  zusätzlich solle man jedoch die Briefwahl anbieten.  
 
Fraktionsvorsitzender Klug (CDU) spricht sich für die Verwaltungsvorlage aus. Es handele sich 
bei der Durchführung von Bürgerentscheiden stets um ortsbezogene Themen, so dass die Bürger 
durchaus ein Interesse an der Abstimmung hätten. Nachteile in der Briefwahl sehe er nicht.  
 
Bürgermeister Kreuzberg spricht sich für ein einfaches aber nicht streitiges Verfahren aus. 
Richtig sei, dass man durch weniger Wahlbezirke Kosten spare und durch die Einrichtung von 
Wahllokalen eine Wahl auch noch am letzten Tag möglich sei. Insofern spreche vieles für die 
Einführung eines Verfahrens analog der Kommunalwahl. 
 
Ratsherr Breu (SPD) schlägt vor, heute noch keine Beschlussempfehlung auszusprechen und die 
Angelegenheit in der nächsten Ratssitzung zu entscheiden. 
 
 --- 
 
Der Hauptausschuss verweist die Vorlage zur Entscheidung an den Rat. 
 
5.2 Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für den  
      Krankentransport und die Notfallrettung in der Stadt Brühl – Satzung Rettungsdienst  - 
      Vorlage-Nr. 106/99 f 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat beschließt die in der Anlage beigefügte 5. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für den Krankentransport und die Notfallrettung in der Stadt Brühl -
Satzung Rettungsdienst -. 
 
- einstimmig - 
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6. Über-/Außerplanmäßige Ausgabe 
    hier: Einführung NKF; Aufwendungen für Dienstleistungen  
    Vorlage-Nr. 12/89 bb 
 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat folgenden Beschluss zu fassen: 

Der Rat beschließt, 160.000 € für die Einführung des NKF im Produktbereich Finanzmanagement 
11 09 00 00 Kto. 52910 Aufwendungen für Dienstleistungen zur Verfügung zu stellen. 
Deckung: Mehreinnahmen Landeszuweisung Modellprojekt NKF (200.000 €) 
 
- einstimmig - 
 
7. Anträge 
  
7.1 Pensionslasten 
      hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 1.3.2005 
      Vorlage-Nr. 17/05 
 
Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) bemerkt, dass er eigentlich eine Vorlage erwartet habe.  
 
Stadtkämmerer Freytag führt aus, dass die Zahlen feststünden. Z.Z. bestehe eine Pensionslast 
von ca. 1,6 Millionen €. Hierbei handele es sich jedoch nicht um einen laufenden Aufwand sondern 
um einen kalkulatorischen Aufwand, der in der Vergangenheit angefallen sei aufgrund der 
jeweiligen Pensionszusage pro Beamter.  
Allgemein gehe der Trend zu einem höheren Aufwand, da es mehr Beamte gebe, der Eintritt in den 
Ruhestand früher erfolge und es längere Laufzeiten gebe. In Brühl liege der künftige Aufwand bei 
ca. 1,3 Millionen €. Im Rahmen des NKF müsse die Angelegenheit nun thematisiert werden, da 
hier nicht nur fließende Gelder wie beim kameralen Haushalt berücksichtigt werden müssten. 
 
Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) bittet den Kämmerer, seine Ausführungen schriftlich 
vorzulegen. Er frage sich, ob die Rückstellungen hinsichtlich der explodierenden Pensionslasten 
ausreichten. So bilde z.B. das Land für jeden eingestellten Beamten einen Kapitalstock. Auf jeden 
Fall müsse das Thema „Pensionslasten“ frühzeitig angegangen werden. 
 
Stadtkämmerer Freytag gibt zu bedenken, dass das Problem beim Land viel drückender sei, da 
es hier viel mehr Beamte gebe. Die Einzahlung von Rückstellungen sei nicht mehr vorgeschrieben. 
Gerne werde er der Aufforderung jedoch nachkommen und die Darstellung schriftlich vorlegen. 
 
7.2 Kosten der Erziehung, Betreuung, Unterbringung, Pflege für Kinder,  
     Jugendliche und junge Volljährige         
     hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 17.3.2005      
      Vorlage-Nr. 4/02 e+f 
 
Der Hauptausschuss nimmt den Bericht des Bürgermeisters zur Kenntnis. 
 --- 
 
Stadtkämmerer Freytag erläutert, dass die Angelegenheit ausführlich in der Planungsgruppe 
„Hilfe zur Erziehung“ beraten worden sei. 
 
Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) hält dem entgegen, dass es sich hier um ein dringendes 
Problem und um ein Politikum handele, das nicht in einem Arbeitskreis abgehandelt werden könne.  
In der Vorlage fehle im Übrigen eine Kostenangabe für stationäre Aufnahmen. 
 
Stadtkämmerer Freytag sagt zu, eine Liste mit Beispielen der Niederschrift beizufügen.  
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Fraktionsvorsitzender Pitz (FDP) erinnert daran, dass im letzten Jahr 12.000 € für 5 Kinder in der 
Tagesbetreuung nachbewilligt worden seien. Er gibt zu bedenken, die Organisation  evtl. wieder 
selbst zu übernehmen, möglicherweise in Kooperation mit anderen Städten. Zumindest sollten 
Alternativen geprüft werden.  
 
Stadtkämmerer Freytag erwidert, dass eine Übertragung auf freie Träger immer günstiger sei.  
 
8. Dienstreiseanträge des Vorsitzenden des Ausländerbeirates und  
    seines Stellvertreters 
    Vorlage-Nr. 25/03 c 
 
Der Hauptausschuss genehmigt dem Vorsitzenden des Ausländerbeirates Herrn Muhammet 
Hardal und seinem Stellvertreter Herrn Muhammed Cakir die Dienstreise zur 
Mitgliederversammlung der Landesarbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte NRW (LAGA) in 
Krefeld am 30.4.2005. 
 
- einstimmig - 
 
9.  Mitteilungen  
 
9.1 Prüfung der Wahl zum Ausländerbeirat 
      Schreiben vom 4., 16. u. 29.3.2005    
       Vorlage-Nr. 99/93 z 
 
Der Hauptausschuss nimmt den Briefwechsel zur Kenntnis und stellt fest, dass sich der 
Innenminister der Angelegenheit annimmt. 
 
9.2 Nachtgebet der Pax-Christi-Gruppe 
 
Bürgermeister Kreuzberg berichtet von einem Schreiben der Pax-Christi-Gruppe mit einer 
Einladung zum Nachtgebet am 4. Mai von 19.30 Uhr bis 21.00 Uhr in St. Margareta zum Gedenken 
an das Kriegsende. 
 
9.3 Postagentur Brühl-Pingsdorf 
 
Bürgermeister Kreuzberg teilt mit, dass die Postagentur in Brühl-Pingsdorf bestehen bleibe.  
 
10. Anfragen 
 
10.1 Bundesbahnhof 
 
Fraktionsvorsitzender Klug (CDU) fragt, ob hinsichtlich der vorliegenden Beschwerden bereits 
Gespräche stattgefunden hätten. Die Anwohner fühlten sich durch die Lautsprecherdurchsagen 
belästigt. Darüber hinaus  habe sich die neu errichtete Mauer zu einem beliebten Sitzplatz 
entwickelt. Die Anwohner der Parkstraße fühlten sich dadurch eingeschränkt; darüber hinaus lande 
sehr viel Müll in deren  Gärten. 
Schließlich sei wohl eine Zunahme im Güterverkehr zu verzeichnen und dadurch der vorhandene 
Schallschutz nicht mehr ausreichend. 
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10.2 Gutachterausschuss 
 
Fraktionsvorsitzender Klug (CDU) fragt, ob zwischenzeitlich die angeforderten Zahlen vorliegen 
würden. 
 
Bürgermeister Kreuzberg verneint dies.  
 
Beigeordneter Mues teilt mit, dass mit einer Antwort hinsichtlich der Eingangsbewertung 
städtischer Grundstücke im April bzw. Mai gerechnet werden könne. 
 
10.3 Zuschüsse an Vereine 
 
Ratsherr Breu (SPD) weist darauf hin, dass sehr viele Vereine in Schwierigkeiten steckten wegen 
der bisher noch nicht überwiesenen Zuschüsse aufgrund des fehlenden Haushaltsplanes. Er bittet, 
die Problematik baldmöglichst zu lösen. 
 
Stadtkämmerer Freytag gibt zu bedenken, dass es sich hier um eine schwierige Thematik 
handele, da eine Bezuschussung erst nach einem entsprechenden Ratsbeschluss möglich sei. 
Einen Ausweg für eine flexible Handhabung sehe er daher lediglich in einer sogenannten 
Absichtserklärung des Rates, die dann als Ermächtigungsgrundlage für eine Auszahlung dienen 
könne. 
 
Ratsherr Breu (SPD) bittet, für die nächste Ratssitzung eine entsprechende Vorlage 
vorzubereiten. 
 
10.4 Eckpunkte Haushalt 2005 
 
Fraktionsvorsitzender vom Hagen (Grüne) fragt, ob man nicht, ähnlich wie dies auch im Kreis 
gehandhabt würde, vorab ein Eckpunktepapier erhalten könne als Planungsgrundlage. 
 
Stadtkämmerer Freytag sagt Vorlage zu. 
 
10.5 Margretenhof 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz, H.  (bVb) weist darauf hin, dass sich der Innenhof mittlerweile zu 
einer Mülldeponie entwickelt habe. Er fragt, ob das letzte bewohnte Haus nun mittlerweile leer sei. 
Auf jeden Fall müsse etwas gegen das Entstehen einer wilden Deponie unternommen werden.  
 
Der Leiter des Bürgermeisterbüros, Herr Schiffer, teilt mit, dass der Müll entsorgt werde und die 
letzten Bewohner Ende Mai ausziehen würden. 
 
10.6 Müllablagerungen 
 

Bürgermeister Kreuzberg  erwidert, dass die 
Probleme bekannt seien. Die Anwohner hätten 
jedoch dem damaligen Schallschutzkonzept 

zugestimmt; insofern sei eine Änderung 
schwierig, da hierdurch wiederum Kosten 

entstünden. Er werde jedoch auf jeden Fall tätig 
werden.  
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Fraktionsvorsitzender Schmitz, H.  (bVb) weist darauf hin, dass am Daberger Hang 
ebenfalls eine wilde Mülldeponie entstanden sei. Er bittet, hier Abhilfe zu schaffen. 
 
Bürgermeister Kreuzberg sagt weitere Veranlassung zu. 
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10.7 Weltjugendtag 
 
Fraktionsvorsitzender Schmitz, H.  (bVb) erinnert daran, dass eine Besichtigung des Museums 
zugesagt worden sei. 
 
Bürgermeister Kreuzberg teilt mit, dass das Museum zwar noch nicht in Betrieb sei, eine 
Besichtigung jedoch ermöglicht werde. 




